
Abschor zu 
128/1942 A D  

Im Namen des Deutschen Volkes 

In der Strafsache gegen 
1 .  den ' W i r  tschaftsprüfer ;~4____ 

| 3 
2. den Rouchwarenhdndl er 04 F 
beide zu L e i p z i g ,  - . 

wegen Vergehens gegen § II der Anordnung auf Grund der Verordnung 

über d i e  Anmeldung des Vermögens von Juden vom 26. April 1958, 
hat das Re íchsgerícht, 4. Strafsenat, in der Sitzung 

vom 23, Oktober 1942, an der teilgenommen haben 
als Richter: 

der Senatsprdstdent llüller 
und d i e  ReicNsgerichtsräte Dr. Schwarz, Dr.Schåfer, 

Dr.  Francke, er. Hackt, 
als Beamter der Staatsanwaltschaft: 

der Oberstaatsanwalt Dr. Härchner, 
auf d i e  Revision der Angeklagten nach »mündlicher Verhandlung 

für Recht erkannt : 
D i e  Revisionen' gegen das Ur t e i l  dee Landgerichts in L e í ' p  z t g 

vom 19.Dezeınber 1941 werden verworfen. Jeder Beschwerdeführer trägt 

d i e  Kosten seines Rechtsmittels. 
»Von Rechts 
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wegen 

Gründe 

Ve rjtahrens riíøen : 
Die Rüge 5 358 Kr 7 53110 Set verletzt,  ist offensichtlich ' C 

unbegründet. . 
Daß das Landgericht gegen so in Aufklärungspfl ich (55 155 

Abs.2, 244 Abs.2 StPO/ verstoßen hätte, ist Nicht zu erkennen. 
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Sachrügen. 
Fach den tatsächlichen .Feststellungen des Landgerichts hat 

die Aeu , deren Vorstand ganz* und deren Aujbíchtsrat bis 
auf ein efzgıiea aus Juden bestand, nach der näheren Maßgabe des 
Vertrages vom 15. *JUni 1938 ihr Hauchwarenhandelsgeschäft ein: 
schließlich des flarenbestandes an den Beschwerdeführer F 
verkauft und übertragen. Bis zur Tilgung des- Kaufpreises behielt 
sich die Verkäuferin das .Eigentum an den übertragenen Waren vor, die 
Ff | Jedoch unter Beobachtung gewisser Fbrmltchkeiten im etge= 
neu kamen und für eigene .Rechnung zu verkaufen befugt war. .Die Ab- 
wicklung des Vertrages erstreckte sich auf einen längeren Zeitraum. 
Sie war noch nicht beendet, als der Beschwerdeführer S' › am 
EW. Februar 1919 alleiniger Vorstand der AG. wurde. 
Beide Beschwerdeführer sind Arier. .Eine Genehmigung des Vertrages 
gemäß § l der Anordnung auf' Grund der FO über die Anmeldung des 
Vermögens von JUden vom 261 April 1938 -.RGBI I' S. 414 - ist nicht 
erjblgt. Sie wurde zwar beantragt, ist aber am 22. Februar 1959 
in letzter Ihstanz endgültig abgelehnt worden. 

.Das Landgericht hat angenommen, eine solche Genehmigung sei 
erforderlich gewesen, und die Beschwerdeführer hätten daher gegen 

°§ 11 der genannten Anordnung verstoßen, .r , weil er ohne die 
erforderliche Genehmigung einen gewerblichen Betrieb übernommen 
und behalten und s* 3 weil er ohne die erforderliche Oenehais 
Fung einen solchen einem anderen belassen habe. „Es hat sie beide zu 
Strafe verurteilt. 

N 

Die .Sachrügen können Nn Ergebnisse, keinen Erfblg~ hoben. 
1. Die Ausführungen der -Hevísionen, es Set kein .Rauchworen- 

handelsaeschäft, also kein gewerblicher Betrieb übernommen worden, 
sondern lediglich das Rauchwarenlager als solches, liegen .im wesent- 
lichen auf tatsächlichen Gebiete. Soweit die Beschwerdeführer aber 
neue Tatsachen vorbringen und die Beweíswürdtgung des .Landgerichts 
angreifen, können sie in vorliegenden .Rechtszuge nicht gehört wer= 
den;das Revtstonsger acht ist an die tatsächlichen .Feststellungen 
des Landgerichts gebunden (§§ 262, 137 .StPO). . . 

2. .Die Revisionen sind der Heinung, .Abschluß und .Durchführung 
des Vertrages vom l3~ Juni 19}8 habe nach § 1 der genannten Anorda 
rung überhaupt keiner Genehmigung bedurft. .Eine solche Set nach 
dieser Bestimmung bei der Veräußerung eines* Gewerbebetríebes nur 
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dann er forder l ich,  ,wenn an dem Rechtsgeschäft e i n  Jude a ls  Ver- 
trogsschl teßender b e t e i l i g t "  se i ,un ter  Juden i n  diesen: Sinne seien 
nur na tür l i che  Jüdische Personen zu verstehen, nicht aber auch Ju: 
r te t tsche Personen, d i e ,  w i e  d i e  AG. , jüdische Gewerbe.-= 
b e t r i e b e  seien. 

Dem kann i ımßrgebnisse nicht gefolgt werden. 
Den Revis ionen i s t  d a r i n  a l lerdings beizutreten,  daß d i e  ge= 

nannte Anordnung dem I lort laute nach auf natür l iche Jüdische Perso= 
nen abs te l l t  und daß i n  der Eint,/udungsgesetzgebung verschiedentl ich 
zwischen solchen und a l s  ,jüdisch geltenden jur is t ischen Personen 
unterschieden w i r d .  Es t r i f f t  auch zu, daß §5 1 f f .  der 5 .  ro zum 
Rgichsbürgergesetz vom 14. Juni 1938 -- R031 I S.  627 - l ed ig l i ch  
Best turnen, wann Gewerbebetriebe als jüdisch gel ten,  nicht aber 
darüber hinaus anordnen. de ra r t i ge  Gewerbebetriebe seien den natür- 
l ichen ,jüdischen Personen -~ allgemein oder,  w i e  .das Landgericht 
aneunehnıen scheint, in  Falle des 5 1 der genannten Anordnung - 
gleichzustellen. 

D i e  Revisionen legen Jedoch das .le rlunal des ,ßetetlígtse fns 
als Vor tragssahließender' zu eng aus.Seine Bedeutung. is t  nicht le- 
d tg l i ch  aus fornıals-juristischen, sondern entsprechend den Sinn und 
Zweck der  Entjudungsgesetzgebung auch aus wirtschaftl ichen Gestchtsı 
punkten zu e rmi t te ln .  Hiernach kann auch e to  nur níttelbares aber 
w i r  tschaf t l ich betontes Bete i l tg tse tn  als Ver t r o g  schl gießender aus== 
reichen. Das Merkmal setzt daher nicht notwendig voraus,daß e i n  Jude 
be im Vertragsabschluß selbst a ls Vertragspartei a u f t r i t t  und mi  twiflrt. 
Juden können auch, wenn Vertragspar t e i  e ine Jur is t  Asche Person i s t ,  
mi t te lbar  durch d iese ,als Yertragsschl ießende be te i l i g t '  sein. 
Voraussetzung ist  alsdann, daß s i e  i n  ihr maßgebenden ztnfzufi be- 
si tzen. Dies  is t  Jedenfalls der Fal l ,  wenn d i e  jur is t ische Person 
dadurch d i e  jgrkmajg aufweist,  d i e  der Gesetzgeber später 018 be= 
St tıomend für den Jüdischen Charakter des-Gewerbebetríebes einer ju= * 

r is t íschen Pgrsøn . i n  der bere i t s  erwähnten _3, Verordnung Fuß 

Re íchsbürgergesetz aufgestellt hat. 
Nur d iese  Auslegung entspricht den m i t  der Entjudungsgesetx- 

gebung, insbesondere auch m i t  5 1 der genannten Anordnung verfolgt 
ten w i r  tschaftspolitischen Zwecken. Denn durch d i e  Einführung des 

Genehmigungszzaanges so l l te  d i e  Verwaltung d i e  Jlägl tchkett erhalten, 

i n  Einzelfalls d i e  Bedingungen der .Entjudung eines Gewerbebetriebes 
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zu beeinflussen, um so; wenn nötig, vom Standpunkte der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik aus unerwünschte .Folgen auszuschalten und er; 
wünschte herbeizuführen. .Die im volkswtrtschaftl chen Ihteresse 
notwendige Beaufsichtigung der Ehtfudung gewerblicher Betriebe 
durch den Staat Ware aber unvollständig und dies ist vom Gesetz= 
geber zweifellos nicht gewollt ~, wenn ein beträchtlicher, Volks= 
wir tschaftlich wichtiger Teil der Jüdischen Betriebe, nämlich die= 
wenigen, die Juristischen Personen gehören, ohne behördliche Über= 
wachung im Wege der freiwilligen Ehtjudung aus Jüdischen in nicht= 
jüdischen Besitz hätten übergeleitet werden können. 

Gegen die Auffassung des Landgerichts, daß der Vertrag vom 
13. JUni 1938 nach § l der genannten Anordnung genehmt gungspf! ichtíg 
sei, bestehen daher nach dem Ausgeführten keine durchgreifenden 
rechtlichen Bedenken. 

5. Die Annahme des Landgerichts, die Beschwerdeführer hätten 
den äußeren Tatbestand des § ll der genannten Anordnung in den oben 
angegebenen BegehungsfOrmen verwirklicht, läßt keinen Rechtsirrtum 
erkennen. Einer Ausführung darüber, wie sich. S hätte Verhal= 
ten sollen, um sieh nicht strafbar zu machen, bedurfte es seitens 
des Landgerichts nicht. 

4. .Die Feststellungen des Landgerichts, beide Beschwe rdefüh- 
rer hätten vorsätzlich gegen die genannte Vorschrift verstoßen, be: 
gegnet keinen -rechtlichen Bedenken; unlösbare Widersprüche sind 
nicht ersichtlich. Hehn die Beschwerdeführer der Reihung waren, 
Abschluß und Durchführung des Vertrages vom 13. Juni 1938 bedürfe 
keiner Genehmigung, so vermag sie dies nicht zu entlasten. .Es han= 
delt sich insoweit um einen unbeachtltchen Strofrechtsirrtum. 

5- .Auch im übrigen hat die NachprüfUng des Ur teils keinen 
Rechtsfehler zu Gunsten oder Ungunsten der Beschwerdeführer enge= 
ben, der zur Aufhebung des Urteils nötigte. 

Die Revisionen waren daher zu verwerfen. 
geh. Heller Schwarz Schäfer .Dr„Francke Ha cal 
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